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Verordnung über Acetylenanlagen und Calciumcarbidlager 
♦♦♦♦  

AcetV - Acetylenverordnung  

Vom 27. Februar 1980 
(BGBl. I S. 173; ...; 1996 S. 1922; 29.10.2001 S. 2785 Art. 333) 

(Gl.-Nr.: 7102-42)  

AUFGEHOBEN DURCH die: „Verordnung zur Rechtsvereinfachung im Bereich der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes bei der 
Bereitstellung von Arbeitsmitteln und deren Benutzung bei der Arbeit, der Sicherheit beim Betrieb überwachungsbedürftiger Anlagen 
und der Organisation des betrieblichen Arbeitsschutzes“ vom 27. September 2002, (BGBl. I Nr. 70 vom 2.10.2002 S. 3777) 

 

Erster Abschnitt 
Allgemeine Vorschriften  

§ 1 Anwendungsbereich  

(1) Diese Verordnung gilt für die Errichtung und den Betrieb von Acetylenanlagen und Calciumcarbidlagern.  

(2) Diese Verordnung gilt ferner nicht für Acetylenanlagen und Calciumcarbidlager  

1. des rollenden Materials von Eisenbahnunternehmungen sowie der Fahrzeuge von Magnetschwebebahnen, 
ausgenommen Ladegutbehälter, soweit dieses Material den Bestimmungen der Bau- und Betriebsordnungen des 
Bundes und der Länder unterliegt,  

2. auf Seeschiffen unter fremder Flagge oder auf Seeschiffen, für die das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen nach § 10 des Flaggenrechtsgesetzes die Befugnis zur Führung der Bundesflagge lediglich für 
die erste Überführungsreise in einen anderen Hafen verliehen hat,  

3. an Bord von Wasserfahrzeugen, sofern der Heimatort der Wasserfahrzeuge nicht im Geltungsbereich dieser 
Verordnung liegt,  

4. der Bundeswehr, soweit beim Betrieb der Acetylenanlagen und (Calciumcarbidlager keine Arbeitnehmer oder nur 
vorübergehend Arbeitnehmer an Stelle von Soldaten beschäftigt werden,  

5. in Unternehmen des Bergwesens.  

(3) Diese Verordnung, ausgenommen Nummer 3 des Anhanges zu dieser Verordnung, gilt nicht für Acetylenanlagen, die 
entwickelt, zum Zweck der Ausfuhr hergestellt oder im Herstellerwerk erprobt werden. Nummer 3 des Anhanges zu dieser 
Verordnung gilt für den Betrieb dieser Anlagen bei der Erprobung.  

(4) Diese Verordnung gilt auch nicht für  

1. Acetylenanlagen, die zu ortsbeweglichen Beleuchtungseinrichtungen gehören, wenn deren Acetylenentwickler 
dazu bestimmt sind, mit nicht mehr als 2 kg Calciumcarbid gefüllt zu werden, und die Leitung zur Gasentnahme 
nicht absperrbar ist,  

2. Calciumcarbidlager, wenn  
a. nicht mehr als 10 kg Calciumcarbid gelagert werden oder  
b. sie sich in Anlagen zur Herstellung oder zur Verarbeitung von Calciumcarbid befinden, die den 

Vorschriften des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vom 15. März 1974 (BGBl. I S. 721), zuletzt 
geändert durch Artikel 45 des Gesetzes vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341) über 
genehmigungsbedürftige Anlagen unterliegen.  

(5) Gehört zu einer Acetylenanlage oder einem Calciumcarbidlager ein Teil, der als überwachungsbedürftige Anlage im 
Sinne des § 2 Abs. 2a des Gerätesicherheitsgesetzes zugleich einer anderen Verordnung über Errichtung und Betrieb einer 
solchen Anlage unterliegt, so sind auf ihn auch die Vorschriften der anderen Verordnung anzuwenden.  

§ 2 Begriffsbestimmungen  

(1) Acetylenanlagen im Sinne dieser Verordnung sind  
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1. Acetylenentwickler zur Erzeugung von Acetylen aus Calciumcarbid,  
2. Acetylenkühler, -trockner und -reiniger,  
3. Acetylenverdichter,  
4. Acetylenleitungen,  
5. Acetylenspeicher,  
6. Einrichtungen zur Entnahme von Acetylen aus Acetylenflaschen,  
7. Anlagen zur Herstellung und Abfüllung von unter Druck gelöstem Acetylen.  

Um eine Acetylenanlage handelt es sich auch, wenn Anlagen der in Satz 1 genannten Art zusammengesetzt sind.  

(2) Zu den Acetylenanlagen im Sinne dieser Verordnung gehören ferner  

1. Kalkschlammgruben in Verbindung mit einem Acetylenentwickler,  
2. sonstige Einrichtungen und Ausrüstungsteile, die zum Betrieb der Acetylenanlage erforderlich sind und die 

Sicherheit der Anlage beeinflussen können,  
3. Räume, die ausschließlich dazu bestimmt sind, in ihnen eine Acetylenanlage zu betreiben.  

(3) Zu den Acetylenanlagen im Sinne des Absatzes 1 gehören nicht Anlageteile, die in einem chemischen 
Herstellungsverfahren oder Verarbeitungsprozeß eingesetzt sind, ausgenommen  

1. Acetylenentwickler,  
2. Acetylenleitungen für den Transport von technisch reinem Acetylen zwischen chemischen Herstellungs- und 

Verarbeitungsanlagen.  

(4) Calciumcarbidlager im Sinne dieser Verordnung sind ortsfeste Anlagen zur Lagerung von Calciumcarbid.  

§ 3 Allgemeine Anforderungen, Ermächtigung zum Erlaß technischer Vorschriften  

(1) Acetylenanlagen und Calciumcarbidlager müssen nach den Vorschriften des Anhanges zu dieser Verordnung, einer auf 
Grund des § 11 Abs. 1 Nr. 3 des Gerätesicherheitsgesetzes in Verbindung mit Absatz 2 erlassenen Rechtsverordnung und 
im übrigen nach dem Stand der Technik errichtet und betrieben werden.  

(2) Soweit Acetylenanlagen und Calciumcarbidlager auch Verordnungen nach § 4 Abs. 1 des Gerätesicherheitsgesetzes 
unterliegen, gelten hinsichtlich ihrer Beschaffenheit die Anforderungen nach diesen Verordnungen; die Übereinstimmung 
mit diesen Anforderungen muß gemäß den in diesen Verordnungen festgelegten Verfahren festgestellt und bestätigt sein. 
Insoweit entfällt im Rahmen der Erlaubniserteilung nach § 7 sowie der Prüfung vor Inbetriebnahme nach § 11 eine Prüfung 
der Einhaltung dieser Beschaffenheitsanforderungen.  

(3) Bei Acetylenanlagen und Calciumcarbidlagern, die nach den in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaften oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum geltenden 
Regelungen oder Anforderungen rechtmäßig hergestellt und in den Verkehr gebracht werden und die gleiche Sicherheit 
gewährleisten, ist davon auszugehen, daß die die sicherheitstechnische Beschaffenheit betreffenden Anforderungen nach 
Absatz 1 erfülle sind. In begründeten Einzelfällen ist auf Verlangen der zuständigen Behörde nachzuweisen, daß die 
Anforderungen nach Satz 1 erfüllt sind. Normen des Deutschen Instituts für Normung oder andere technische Regelungen, 
die in Technischen Regeln für Acetylenanlagen und Calciumcarbidlager angeführt sind, gelten beispielhaft und schließen 
andere, mindestens ebenso sichere Lösungen nicht aus, die insbesondere auch in Normen oder technischen Regelungen 
oder Anforderungen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften oder anderer Vertragsstaaten des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ihren Niederschlag gefunden haben. Soweit in dieser Verordnung 
oder in einer dazugehörigen Technischen Regel zum Nachweis dafür, daß die die sicherheitstechnische Beschaffenheit 
betreffenden Anforderungen im Sinne des Absatzes 1 erfüllt sind, die Vorlage von Gutachten oder Prüfbescheinigungen 
deutscher Stellen vorgesehen ist, werden auch Prüfberichte von in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften oder in anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zugelassenen 
Stellen berücksichtigt, wenn die den Prüfberichten dieser Stellen zugrunde liegenden technischen Anforderungen, 
Prüfungen und Prüfverfahren denen der deutschen Stellen gleichwertig sind. Um derartige Stellen handelt es sich vor allem 
dann, wenn diese die an sie zu stellenden Anforderungen erfüllen, die insbesondere in den harmonisierten europäischen 
Normen niedergelegt sind, deren Fundstelle das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung im Bundesarbeitsblatt 
bekanntgemacht hat.  
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(4) Die Ermächtigung nach § 11 Abs. 1 Nr. 3 des Gerätesicherheitsgesetzes zum Erlaß technischer Vorschriften für 
Acetylenanlagen und Calciumcarbidlager wird auf den Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung übertragen, soweit es 
sich um technische Vorschriften in Ergänzung des Anhanges zu dieser Verordnung handelt.  

§ 4 Weitergehende Anforderungen  

Acetylenanlagen und Calciumcarbidlager müssen ferner den über § 3 Abs. 1 hinausgehenden Anforderungen genügen, die 
von der zuständigen Behörde im Einzelfall zur Abwendung besonderer Gefahren für Beschäftigte oder Dritte gestellt 
werden. § 7 Abs. 4 Satz 2 und 3 bleibt unberührt.  

§ 5 Ausnahmen  

(1) Die zuständige Behörde kann für Acetylenanlagen oder Calciumcarbidlager im Einzelfall aus besonderen Gründen 
Ausnahmen von § 3 Abs. 1 zulassen, wenn die Sicherheit auf andere Weise gewährleistet ist.  

(2) Die zuständige Behörde kann auf Antrag des Herstellers für Acetylenanlagen oder Anlageteile Ausnahmen von § 3 Abs. 
1 zulassen, wenn dies dem technischen Fortschritt entspricht und die Sicherheit auf andere Weise gewährleistet ist. § 10 gilt 
entsprechend.  

§ 6 Acetylenanlagen und Calciumcarbidlager des Bundes  

(1) 1 Für Acetylenanlagen und Calciumcarbidlager der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes sowie der 
Bundeswehr stehen die Befugnisse nach den §§ 4 und 5 dem zuständigen Bundesministerium oder der von ihm bestimmten 
Behörde zu. Für Anlagen der aus dem Sondervermögen Deutsche Bundespost hervorgegangenen Unternehmen gilt § 14 
Abs. 2 des Gerätesicherheitsgesetzes entsprechend.  

(2) Der Bundesminister der Verteidigung kann für Acetylenanlagen oder Calciumcarbidlager der Bundeswehr, die dieser 
Verordnung unterliegen, Ausnahmen von den Vorschriften dieser Verordnung zulassen, wenn dies zwingende Gründe der 
Verteidigung oder die Erfüllung zwischenstaatlicher Verpflichtungen der Bundesrepublik erfordern und wenn die 
Sicherheit auf andere Weise gewährleistet ist.  

Zweiter Abschnitt. 
Acetylenanlagen  

§ 7 Erlaubnis  

(1) Die Errichtung und der Betrieb einer Acetylenanlage bedürfen der Erlaubnis der zuständigen Behörde 
(Erlaubnisbehörde).  

(2) Die Erlaubnis ist schriftlich zu beantragen. 2 Antrag sind die für die Prüfung erforderlichen Unterlagen, insbesondere 
Zeichnungen und Beschreibungen der Bauart und der Betriebsweise der Acetylenanlage, in je drei Stücken beizufügen.  

(3) Antrag und Unterlagen sind dem Sachverständigen vorzulegen. Dieser prüft auf Grund der Unterlagen, ob die 
angegebene Bauart und Betriebsweise der Acetylenanlage den Anforderungen dieser Verordnung entsprechen. Er versieht 
die Unterlagen mit einem Prüfvermerk und übersendet Antrag und Unterlagen mit einer Stellungnahme der 
Erlaubnisbehörde.  

(4) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn die in den Antragsunterlagen angegebene Bauart und Betriebsweise der 
Acetylenanlage den Anforderungen dieser Verordnung entsprechen, oder, soweit einzelne Teile der Anlage nach § 10 Abs. 
2 der Bauart nach zugelassen sind, diese der Zulassung entsprechen; andernfalls ist die Erlaubnis zu versagen. Die 
Erlaubnis kann beschränkt, befristet, unter Bedingungen erteilt sowie mit Auflagen verbunden werden, Die nachträgliche 
Aufnahme, Änderung oder Ergänzung von Auflagen ist zulässig.  

(5) Die Erlaubnisurkunde einschließlich der Antragsunterlagen ist am Betriebsort der Acetylenanlage aufzubewahren.  

(6) Der Erlaubnis bedürfen nicht die Errichtung und der Betrieb von Acetylenanlagen  
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1. der aus dem Sondervermögen Deutsche Bundespost hervorgegangenen Unternehmen, soweit das 
Bundesministerium für Post und Telekommunikation sein Recht aus § 14 Abs. 2 Satz 1 des 
Gerätesicherheitsgesetzes ausübt,  

2. der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes,  
3. der Bundeswehr.  

(7) Führt ein Seeschiff nach Flaggenwechsel die Bundesflagge nach dem Flaggenrechtsgesetz, so gilt das nach Kapitel I 
Regel 12 des Internationalen Übereinkommens von 1974 zum Schutz des menschlichen Lebens auf See (BGBl. 1979 II S. 
141) ausgestellte Sicherheitszeugnis bis zu dessen Ungültigwerden als Erlaubnis im Sinne des Absatzes 1.  

§ 8 Freistellung vom Erlaubnisvorbehalt  

(1) Die Errichtung und der Betrieb einer Acetylenanlage bedürfen nicht der Erlaubnis, wenn  

1. die Acetylenanlage oder ihre Teile der Bauart nach von der zuständigen Behörde (Zulassungsbehörde) zugelassen 
sind und  

2. durch das Anbringen der Bauartzulassungskennzeichen und der Angaben, die die Zulassungsbehörde nach § 10 
Abs. 3 bestimmt hat, an der Anlage oder an den Teilen der Anlage durch den Hersteller bescheinigt ist, daß die 
Anlage oder die Teile der Anlage der Bauartzulassung entsprechen. Außerdem muß ein Abdruck der dem 
Hersteller nach § 10 erteilten Bescheinigung vorliegen, wenn die Acetylenanlage oder die Teile der Anlage mit 
der Angabe "Zulassungsbescheinigung beachten" versehen sind.  

Gehört zu einer Acetylenanlage nach Satz 1 ein Raum, eine Kalkschlammgrube, eine ortsbewegliche Acetylenleitung oder 
eine ortsfeste, den Bereich des Werksgeländes nicht überschreitende Acetylenleitung, so brauchen diese Teile, 
ausgenommen die Sicherheitseinrichtungen der Acetylenleitungen, nicht der Bauart nach zugelassen zu sein.  

(2) Die Errichtung und der Betrieb einer Acetylenanlage, die ausschließlich aus einer den Bereich eines Werksgeländes 
nicht überschreitenden Acetylenleitung besteht, bedürfen nicht der Erlaubnis, wenn die Sicherheitseinrichtungen der Bauart 
nach zugelassen sind.  

§ 9 Wesentliche Änderung  

(1) Für die wesentliche Änderung einer Acetylenanlage und für den Betrieb einer Anlage nach einer wesentlichen 
Änderung gelten die §§ 7 und 8 entsprechend. Als wesentlich ist jede Änderung anzusehen, die die Sicherheit der Anlage 
beeinträchtigen kann.  

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn  

1. Teile der Anlage durch der Bauart nach gleiche Teile ausgewechselt werden oder die Anlage im Rahmen der 
erteilten Erlaubnis instandgesetzt wird,  

2. Acetylenleitungen, die Teil einer Acetylenanlage sind, geändert werden.  

§ 10 Bauartzulassung  

(1) Auf Antrag des Herstellers oder des Importeurs prüft die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung, ob eine 
Acetylenanlage oder ein Teil einer solchen Anlage der Bauart nach den Anforderungen dieser Verordnung entspricht. Dem 
Antrag sind die erforderlichen Zeichnungen und die Beschreibung der Bauart und der Betriebsweise in je drei Stücken 
beizufügen. Der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung sind auf Verlangen die für die Prüfung erforderlichen 
Baumuster zu überlassen. Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung teilt das Ergebnis der Prüfung der in 
Absatz 2 bezeichneten Behörde mit und schlägt die Kennzeichen und Angaben vor, mit denen die Acetylenanlage oder die 
Teile versehen sein müssen.  

(2) Die zuständige Behörde (Zulassungsbehörde) entscheidet über die Zulassung der Bauart der nach Absatz 1 geprüften 
Acetylenanlage oder des Teiles einer solchen Anlage. Zulassung ist zu erteilen, wenn die Acetylenanlage oder der Teil den 
Anforderungen dieser Verordnung entspricht; andernfalls ist die Zulassung zu versagen. Die Zulassung kann beschränkt, 
befristet, unter Bedingungen erteilt sowie mit Auflagen verbunden werden. Die nachträgliche Aufnahme, Änderung oder 
Ergänzung von Auflagen ist zulässig.  
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(3) Die Zulassungsbehörde bestimmt die Kennzeichen und Angaben, mit denen die Acetylenanlage oder der Teil versehen 
sein muß.  

(4) Die Zulassungsbehörde erteilt dem Antragsteller eine Bescheinigung über die Zulassung. In der Bescheinigung sind die 
wesentlichen Merkmale der Acetylenanlage oder des Teiles sowie Beschränkungen, Befristungen, Bedingungen, Auflagen 
und die Kennzeichen und Angaben nach Absatz 3 anzugeben. Die Zulassungsbehörde übersendet dem Deutschen 
Acetylenausschuß eine Abschrift der Bescheinigung.  

(5) Ist die Bauartzulassung zurückgenommen oder widerrufen worden, so dürfen die vor der Rücknahme oder dem 
Widerruf hergestellten Acetylenanlagen oder Teile solcher Anlagen betrieben werden, wenn die Anlage oder Teile der 
zurückgenommenen oder widerrufenen Zulassung entsprechen und die für die Rücknahme oder den Widerruf zuständige 
Behörde feststellt, daß Gefahren für Beschäftigte oder Dritte nicht zu befürchten sind.  

(6) Eine Bauartzulassung erlischt, wenn  

1. eine in ihr gesetzte und nicht verlängerte Frist verstrichen ist, ohne daß der Zulassungsinhaber damit begonnen 
hat, die zugelassenen Acetylenanlagen oder Teile solcher Anlagen herzustellen,  

2. der Zulassungsinhaber von der Zulassung drei Jahre keinen Gebrauch macht oder Acetylenanlagen oder Teile 
solcher Anlagen seit mehr als drei Jahren nicht mehr hergestellt und die Frist nicht verlängert worden ist.  

Absatz 5 ist entsprechend anzuwenden, wenn die Bauartzulassung erlischt.  

§ 11 Prüfung vor Inbetriebnahme  

(1) Eine Acetylenanlage darf nach ihrer Errichtung oder wesentlichen Änderung erst in Betrieb genommen werden, wenn 
der Sachverständige sie auf ihren ordnungsmäßigen Zustand geprüft und über das Ergebnis der Prüfung eine Bescheinigung 
erteilt hat. § 3 Abs. 2 bleibt unberührt.  

(2) Die Prüfung nach Absatz 1 entfällt bei  

1. einem Acetylenentwickler, der dazu bestimmt ist, mit nicht mehr als 20 kg Calciumcarbid gefüllt zu werden oder 
dessen Dauerleistung weniger als 10m3 je Stunde beträgt, oder  

2. anderen Acetylenanlagen, bei denen Acetylen aus nicht mehr als sechs Acetylenflaschen gleichzeitig entnommen 
wird,  

wenn diese Anlagen nach § 8 keiner Erlaubnis bedürfen.  

(3) Die Prüfung nach Absatz 1 entfällt ferner bei einer nach § 8 Abs. 1 nicht erlaubnisbedürftigen Acetylenanlage, der das 
Acetylen aus einer Acetylenflaschenbatterie mit nicht mehr als  

1. 15 einzelnen Flaschen oder  
2. 40 in Bündeln zusammengefaßten Flaschen  

gleichzeitig entnommen wird, wenn ein Sachkundiger des Erstellers oder Betreiben der Anlage diese auf ihren 
ordnungsmäßigen Zustand geprüft, über das Ergebnis der Prüfung eine Bescheinigung erteilt und diese im Abdruck der 
Aufsichtsbehörde übersandt hat. Ein Abdruck der Bescheinigung ist am Betriebsort der Anlage aufzubewahren.  

§ 12 Wiederkehrende Prüfungen  

(1) Ein Acetylenentwickler, der dazu bestimmt ist, mit mehr als 50 kg Calciumcarbid gefüllt zu werden, ist in Abständen 
von zwei Jahren von dem Sachverständigen auf seinen ordnungsmäßigen Zustand zu überprüfen. Die Prüfung entfällt, 
wenn der Acetylenentwickler bei Ablauf der Frist nicht betrieben wird.  

(2) Die Frist nach Absatz 1 beginnt erstmalig mit dem Abschluß der Prüfung vor Inbetriebnahme nach § 11; die weiteren 
Fristen beginnen jeweils mit dem Abschluß einer wiederkehrenden Prüfung nach Absatz 1 oder einer Prüfung nach § 13 
Abs. 1. Die Fristen laufen auch, wenn der Acetylenentwickler nicht betrieben wird.  
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(3) Die Aufsichtsbehörde kann bestimmen, daß nach Absatz 1 vorgeschriebene Prüfungen entfallen, wenn die Sicherheit 
auf andere Weise gewährleistet ist.  

(4) Die Aufsichtsbehörde kann die Fristen nach Absatz 1  

1. verlängern, soweit die Sicherheit auf andere Weise gewährleistet ist, oder  
2. verkürzen, soweit es der Schutz der Beschäftigten oder Dritter erfordert.  

(5) Die zuständige Behörde kann bei der Erteilung der Erlaubnis nach § 7 für andere als in Absatz 1 genannte 
Acetylenanlagen bestimmen, daß die Acetylenanlage innerhalb bestimmter Fristen zu prüfen ist.  

§ 13 Prüfung vor Wiederinbetriebnahme  

(1) Sind Prüfungen nach § 12 Abs. 1 Satz 2 entfallen oder ist die Acetylenanlage, die den wiederkehrenden Prüfungen nach 
§ 12 unterliegt, länger als sechs Monate außer Betrieb gesetzt, so darf sie erst wieder in Betrieb genommen werden, 
nachdem der Sachverständige sie auf ihren ordnungsmäßigen Zustand überprüft und über das Ergebnis der Prüfung eine 
Bescheinigung erteilt hat.  

(2) Die Aufsichtsbehörde kann bestimmen, daß eine nach Absatz 1 vorgeschriebene Prüfung entfällt, wenn die Sicherheit 
auf andere Weise gewährleistet ist.  

§ 14 Angeordnete Prüfung  

Die Aufsichtsbehörde kann anordnen, daß Acetylenanlagen einer außerordentlichen Prüfung durch einen Sachverständigen 
zu unterziehen sind, wenn hierfür ein besonderer Anlaß besteht, insbesondere wenn ein Schadensfall eingetreten ist.  

§ 15 Instandsetzung  

Soll eine Acetylenanlage instandgesetzt oder ein Teil der Anlage ausgewechselt werden und kann hierdurch die Sicherheit 
der Anlage beeinträchtigt werden, so hat dies derjenige, der die Anlage betreibt, dem Sachverständigen vor Aufnahme der 
Arbeit anzuzeigen. Hat der Sachverständige Bedenken gegen die vorgesehene Instandsetzungsarbeit oder Auswechslung 
eines Teiles oder halt er die Anordnung einer Prüfung nach § 14 für erforderlich, so hat er dies der Aufsichtsbehörde 
unverzüglich mitzuteilen.  

§ 16 Prüfbescheinigungen  

(1) Der Sachverständige hat über das Ergebnis der nach den §§ 11 bis 13 vorgeschriebenen und nach § 14 angeordneten 
Prüfungen eine Bescheinigung zu erteilen. Hat er bei der Prüfung Mängel festgestellt, durch die Beschäftigte oder Dritte 
gefährdet werden, so hat er dies der Aufsichtsbehörde unverzüglich mitzuteilen.  

(2) Der Sachverständige hat bei einer Prüfung nach den §§ 11 und 14 der Aufsichtsbehörde einen Abdruck der 
Bescheinigung über das Ergebnis der Prüfungen zu übersenden.  

(3) Die Prüfbescheinigungen nach Absatz 1 sind am Betriebsort der Anlage aufzubewahren .  

§ 17 Veranlassung der Prüfungen  

Wer eine Acetylenanlage betreibt, hat zu veranlassen, daß die nach § 12 vorgeschriebenen und die nach § 14 vollziehbar 
angeordneten Prüfungen vorgenommen werden.  

§ 18 Sachverständige  

(1) Sachverständige sind für die nach dieser Verordnung vorgeschriebenen oder angeordneten Prüfungen von 
Acetylenanlagen,  

1. die aus einem Acetylenentwickler mit einer Füllmenge von mehr als 2000 kg Calciumcarbid oder mit einer 
Dauerleistung von mehr als 500 m3 je Stunde bestehen oder zu denen ein Acetylenentwickler mit einer Füllmenge 
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von mehr als 2000 kg Calciumcarbid oder mit einer Dauerleistung von mehr als 500 m3 je Stunde gehört, 
ausschließlich die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung,  

2. die nicht unter Nummer 1 fallen, die Sachverständigen nach § 14 Abs. 1 und 2 des Gerätesicherheitsgesetzes.  

(2) Sachverständige für die in den §§ 11, 12 und 13 vorgeschriebenen Prüfungen von Acetylenleitungen, die den Bereich 
des Werksgeländes nicht überschreiten, sind ferner die Sachverständigen des Unternehmens, das diese Leitung betreibt, 
soweit sie von der zuständigen Behörde anerkannt sind. Den Sachverständigen des Satzes 1 stehen Sachkundige eines 
Unternehmens gleich, soweit sie von der zuständigen Behörde für die Prüfung der durch dieses Unternehmen installierten, 
geänderten oder instand gesetzten Acetylenleitungen anerkannt sind.  

(3) In den Fällen des § 14 kann die Aufsichtsbehörde den Sachverständigen bestimmen.  

(4) Für Acetylenanlagen der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes und der Bundeswehr kann das zuständige 
Bundesministerium besondere Sachverständige bestellen.  

(5) Sachverständige für die nach dieser Verordnung vorgeschriebenen oder angeordneten Prüfungen sind ferner die 
Sachverständigen, die bei einer technischen Überwachungsorganisation außerhalb des Geltungsbereichs dieser Verordnung 
angestellt sind, soweit die technische Überwachungsorganisation von der nach Landesrecht zuständigen Behörde anerkannt 
worden ist.  

§ 19 Sachkundige  

Sachkundiger für eine Prüfung, die ihm nach § 11 Abs. 3 dieser Verordnung übertragen werden kann, ist nur, wer  

1. auf Grund seiner Ausbildung, seiner Kenntnis und seiner durch praktische Tätigkeit gewonnenen Erfahrungen die 
Gewähr dafür bietet, daß er die Prüfung ordnungsmäßig durchführt,  

2. die erforderliche persönliche Zuverlässigkeit besitzt,  
3. hinsichtlich der Prüftätigkeit keinen Weisungen unterliegt.  

Die Sachkunde ist der zuständigen Behörde auf Verlangen nachzuweisen.  

§ 20 Betrieb  

(1) Wer eine Acetylenanlage betreibt, hat diese in ordnungsmäßigem Zustand zu erhalten, ordnungsmäßig zu betreiben, 
notwendige Instandhaltungs- und Instandsetzungsmaßnahmen unverzüglich vorzunehmen und die den Umständen nach 
erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen zu treffen.  

(2) Die Aufsichtsbehörde kann im Einzelfall erforderliche Überwachungsmaßnahmen anordnen.  

(3) Eine Acetylenanlage darf nicht betrieben werden, wenn sie Mängel aufweist, durch die Beschäftigte oder Dritte 
gefährdet werden.  

§ 21 Mittel zur Reinigung und Trocknung des Acetylens  

(1) Wer eine Acetylenanlage betreibt, darf Acetylen nur mit den Mitteln und unter Anwendung der Verfahren reinigen oder 
trocknen, die von der zuständigen Behörde (Zulassungsbehörde) zugelassen sind.  

(2) Auf Antrag des Herstellers oder des Importeurs prüft die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung, ob ein 
Mittel und seine Anwendung den Anforderungen dieser Verordnung entsprechen. Dem Antrag ist die Beschreibung des 
Mittels, insbesondere der chemischen Zusammensetzung sowie der Anwendungsweise, beizufügen. Der Bundesanstalt für 
Materialforschung und -prüfung sind auf Verlangen die zur Prüfung erforderlichen Mengen des Mittels zu überlassen. Die 
Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung teilt das Ergebnis der Prüfung der zuständigen Behörde 
(Zulassungsbehörde) mit und schlägt die Kennzeichen und Angaben vor, mit denen die Verpackung oder die Behälter, in 
denen das Mittel abgegeben wird, versehen sein müssen.  

(3) Die Zulassung ist zu erteilen, wenn das Mittel und seine Anwendung den Anforderungen dieser Verordnung 
entsprechen; andernfalls ist die Zulassung zu versagen. Die Zulassung kann beschränkt, befristet, unter Bedingungen erteilt 
sowie mit Auflagen verbunden werden. Die nachträgliche Aufnahme, Änderung oder Ergänzung von Auflagen ist zulässig.  
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(4) Die Zulassungsbehörde bestimmt das Kennzeichen und die Angaben, mit denen die Verpackung oder die Behälter, in 
denen das Mittel abgegeben wird, zu versehen sind.  

(5) Die Zulassungsbehörde erteilt dem Antragsteller eine Bescheinigung über die Zulassung. <In der Bescheinigung sind 
die wesentlichen Merkmale des Mittels und seiner Anwendung, die Beschränkungen, Befristungen, Bedingungen und 
Auflagen, mit denen die Zulassung versehen ist, und die nach Absatz 4 bestimmten Kennzeichen und Angaben 
aufzuführen. Die Zulassungsbehörde übersendet dem Deutschen Acetylenausschuß eine Abschrift der Bescheinigung.  

(6) § 10 Abs. 5 und 6 gilt entsprechend.  

Dritter Abschnitt 
Calciumcarbidlager  

§ 22 Lagerung von Calciumcarbid  

(1) Calciumcarbid darf in einer Menge von mehr als 5000 kg nur gelagert werden  

1. in Räumen, die ausschließlich zur Lagerung von Calciumcarbid bestimmt sind, oder  
2. im Freien unter einem Schutzdach.  

(2) Calciumcarbid darf nicht gelagert werden  

1. in Durchgängen und Durchfahrten,  
2. in Treppenräumen,  
3. in Haus- und Stockwerksfluren,  
4. in Räumen unter Erdgleiche,  
5. auf dem allgemeinen Verkehr zugänglichen Grundstücken oder Grundstücksteilen,  
6. in den in § 23 Abs. 2 Nr. 3 genannten Räumen über eine Höchstmenge von 5000 kg hinaus,  
7. in Räumen, die dem Aufenthalt von Menschen dienen.  

(3) Die Aufsichtsbehörde kann aus besonderen Gründen von den Vorschriften der Absätze 1 und 2 im Einzelfall 
Ausnahmen zulassen, wenn die Sicherheit auf andere Weise gewährleistet ist.  

§ 23 Anzeige von Calciumcarbidlagern bis 5000 kg  

(1) Wer Calciumcarbid in einer Menge von mehr als 200 kg bis 5000 kg lagert, hat dies der Aufsichtsbehörde unverzüglich 
schriftlich anzuzeigen.  

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn Calciumcarbid in einer Menge bis 5000 kg gelagert wird  

1. in einem Raum, der ausschließlich zur Lagerung von Calciumcarbid bestimmt ist,  
2. im Freien unter einem Schutzdach oder vorübergehend unter wasserdichten Planen,  
3. in einem Raum, in dem neben der Lagerung von Calciumcarbid ausschließlich ein oder mehrere 

Acetylenentwickler aufgestellt sind.  

§ 24 Anzeige von Calciumcarbidlagern über 5000 kg  

(1) Wer Calciumcarbid in einer Menge von mehr als 5000 kg lagen, hat dies unter Angabe der Menge, die voraussichtlich 
gelagert werden wird, der Aufsichtsbehörde unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Der Anzeige ist ein Plan des Lagers 
beizufügen, der genaue Angaben über die Nutzung der angrenzenden Räume und Grundstücke enthalten muß.  

(2) Der Aufsichtsbehörde ist unverzüglich schriftlich anzuzeigen, wenn  

1. die in der Anzeige nach Absatz 1 angegebene voraussichtliche Lagermenge um mehr als 1000 kg überschritten 
oder  

2. das Lager in einer Weise geändert werden soll, die dessen Sicherheit beeinträchtigen kann.  
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Im Fall der Anzeige nach Nummer 1 ist die voraussichtliche zusätzliche Lagermenge anzugeben; im Fall der Anzeige nach 
Nummer 2 ist der Anzeige ein Plan beizufügen, aus dem sich die Änderung des Lagers ergibt.  

(3) Wer Calciumcarbid in einer Menge von mehr als 5000 kg lagert, hat eine wesentliche Änderung der Nutzung der an das 
Lager angrenzenden Räume und Grundstücke, die die Sicherheit des Lagers beeinträchtigen kann, unverzüglich der 
Aufsichtsbehörde anzuzeigen.  

 Vierter Abschnitt. 
Weitere allgemeine Vorschriften, Übergangs- und Schlußvorschriften  

§ 25 Bedienung und Wartung  

(1) Wer eine Acetylenanlage oder ein Calciumcarbidlager betreibt, darf diese Anlagen nur von Personen selbständig 
bedienen und warten lassen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. Sie müssen körperlich geeignet sein und die 
erforderliche Kenntnis der Bedienungs- und Wartungsvorschriften für Acetylenanlagen und Sachkunde für die Lagerung 
von Calciumcarbid besitzen. .  

(2) Die Aufsichtsbehörde kann anordnen, daß Personen, die Acetylenanlagen oder Calciumcarbidlager bedienen und 
warten, hiermit nicht weiterbeschäftigt werden dürfen, wenn sie die in Absatz 1 aufgestellten Voraussetzungen nicht 
erfüllen oder sich als unzuverlässig erwiesen haben.  

§ 26 Schadensfälle  

(1) Wer eine Acetylenanlage oder ein Calciumcarbidlager betreibt, hat jede Explosion und jeden Brand im Zusammenhang 
mit dem Betrieb der Acetylenanlage oder mit der Lagerung des Calciumcarbids der Aufsichtsbehörde unverzüglich 
anzuzeigen. Aufsichtsbehörde kann von dem Anzeigepflichtigen verlangen, daß dieser das anzuzeigende Ereignis auf seine 
Kosten durch einen möglichst im gegenseitigen Einvernehmen bestimmten Sachverständigen sicherheitstechnisch 
beurteilen läßt und ihr die Beurteilung schriftlich vorlegt. Die sicherheitstechnische Beurteilung hat sich insbesondere auf 
die Feststellung zu erstrecken,  

• worauf das Ereignis zurückzuführen ist,  
• ob sich die Acetylenanlage oder das Calciumcarbidlager nicht in ordnungsmäßigem Zustand befand und ob nach 

Behebung des Mangels eine Gefahr nicht mehr besteht und  
• ob neue Erkenntnisse gewonnen worden sind, die andere oder zusätzliche Schutzvorkehrungen erfordern.  

(2) Besteht der Verdacht, daß eine Acetylenleitung, die den Bereich eines Werksgeländes überschreitet, undicht geworden 
ist, so hat derjenige, der die Leitung betreibt, unverzüglich eine Untersuchung der Leitung vorzunehmen oder vornehmen 
zu lassen und Anzeige an eine für die öffentliche Sicherheit und Ordnung zuständige Behörde zu erstatten.  

(3) Absatz 1 gilt nicht für Acetylenanlagen und Calciumcarbidlager der Bundeswehr.  

§ 27 Aufsicht über Anlagen des Bundes  

(1) Aufsichtsbehörde für Acetylenanlagen oder Calciumcarbidlager der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes 
sowie der Bundeswehr ist das zuständige Bundesministerium oder die von ihm bestimmte Behörde. Für Anlagen der aus 
dem Sondervermögen Deutsche Bundespost hervorgegangenen Unternehmen gilt § 14 Abs. 2 des Gerätesicherheitsgesetzes 
entsprechend. 3 Für andere Acetylenanlagen oder Calciumcarbidlager, die der Überwachung durch die Bundesverwaltung 
unterliegen, gilt § 15 Satz 1 und 2 des Gerätesicherheitsgesetzes.  

(2), (3) (aufgehoben)  

§ 28 Deutscher Acetylenausschuß  

(1) Beim Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung wird der Deutsche Acetylenausschuß gebildet. Der Ausschuß 
setzt sich aus folgenden sachverständigen Mitgliedern zusammen:  

2 Vertreter der Landesregierungen aus den fachlich beteiligten Ressorts, 
1 Vertreter der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung, 
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2 Vertreter der technischen Überwachungsorganisationen, davon 1 Vertreter der staatlichen technischen Überwachung, 
1 Vertreter der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung, 
4 Vertreter der Hersteller, 
4 Vertreter der Betreiber, 
1 Vertreter des DIN - Deutsches Institut für Normung, 
1 Vertreter der Gewerkschaften.  

(2) Der Deutsche Acetylenausschuß hat die Aufgabe, hinsichtlich der Acetylenanlagen und Calciumcarbidlager  

1. das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung insbesondere in technischen Fragen zu beraten und ihm dem 
jeweiligen Stand von Wissenschaft und Technik entsprechende Vorschriften vorzuschlagen und  

2. die dem in § 3 Abs. 1 genannten Stand der Technik entsprechenden Regeln (Technische Regeln) zu ermitteln.  

(3) Die Mitgliedschaft im Deutschen Acetylenausschuß ist ehrenamtlich.  

(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung beruft die Mitglieder des Ausschusses und für jedes Mitglied 
einen Stellvertreter. Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung und wählt den Vorsitzenden aus seiner Mitte. Die 
Geschäftsordnung und die Wahl des Vorsitzenden bedürfen der Zustimmung des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung.  

(5) Die Bundesministerien sowie die für den Arbeitsschutz zuständigen obersten Landesbehörden haben das Recht, zu den 
Sitzungen des Ausschusses Vertreter zu entsenden. Diesen Vertretern ist auf Verlangen in der Sitzung das Wort zu erteilen.  

(6) Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung führt das Sekretariat des Ausschusses.  

§ 29 Übergangsvorschriften  

(1) Acetylenanlagen, die am 1. September 1970 errichtet waren, dürfen ohne Erlaubnis nach dieser Verordnung betrieben 
werden; Acetylenanlagen, deren Errichtung am 1. September 1970 noch nicht abgeschlossen war, dürfen ohne Erlaubnis 
nach dieser Verordnung fertiggestellt und betrieben werden.  

(2) Für Acetylenanlagen und Calciumcarbidlager, die am 1. September 1970 errichtet waren oder wurden, bleiben 
hinsichtlich der an sie zu stellenden Anforderungen die bis zum 1. September 1970 geltenden Vorschriften maßgebend. Die 
zuständige Behörde kann jedoch anordnen, daß diese Acetylenanlagen oder Calciumcarbidlager den Vorschriften dieser 
Verordnung entsprechend geändert werden, soweit  

1. sie erweitert, umgebaut oder geändert werden, oder  
2. Gefahren für Beschäftigte oder Dritte zu befürchten sind.  

(3) (gestrichen)  

§ 30 Ordnungswidrigkeiten  

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 16 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b des Gerätesicherheitsgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig eine Acetylenanlage ohne Erlaubnis entgegen § 7 Abs. 1 errichtet oder betreibt oder entgegen § 9 Abs. 1 
wesentlich ändert oder nach einer wesentlichen Änderung betreibt.  

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 16 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b des Gerätesicherheitsgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig  

1. entgegen § 3 Abs. 1 in Verbindung mit Nummer 3.3 des Anhanges zu dieser Verordnung eine erfahrene und 
fachkundige Person für die Erprobung nicht bestellt,  

2. eine Acetylenanlage  
a. entgegen § 11 Abs. 1 oder § 13 Abs. 1 vor Erteilung der Bescheinigung in Betrieb nimmt oder wieder in 

Betrieb nimmt,  
b. entgegen § 20 Abs. 3 betreibt,  

3. entgegen § 16 Abs. 3 eine Prüfbescheinigung nicht am Betriebsort aufbewahrt,  
4. entgegen § 17 eine vorgeschriebene oder vollziehbar angeordnete Prüfung nicht oder nicht rechtzeitig veranlaßt,  
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5. entgegen § 21 Abs. 1 Acetylen mit nicht zugelassenen Mitteln oder unter Anwendung eines nicht zugelassenen 
Verfahrens reinigt oder trockner,  

6. entgegen § 22 Abs. 1 oder 2 Calciumcarbid lagert, oder  
7. entgegen § 25 Abs. 1 Satz 1 eine Acetylenanlage oder ein Calciumcarbidlager von einer Person bedienen oder 

warten läßt, die das 18. Lebensjahr nicht vollendet hat.  

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 16 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a des Gerätesicherheitsgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig eine Anzeige nach § 15 Satz 1, § 23 Abs. 1, § 24 oder § 26 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet.  

§ 31 (gestrichen)  

§ 32 Außerkrafttreten.  

Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Acetylenverordnung vom 5. September 1969 (BGBl. I S. 1593), geändert 
durch § 68 Abs. 4 des Gesetzes vom 15. März 1974 (BGBl. I S. 721), außer Kraft.  

 

  Anhang  
zu § 3 Abs. 1 

1. Acetylenanlagen  

1.1 Acetylenanlagen sind so zu gestalten, auszurüsten, zu betreiben und zu warten, daß gefahrdrohende Betriebszustände 
nicht eintreten können. Insbesondere ist dafür zu sorgen, daß  

1. in den acetylenführenden Teilen der Anlagen der Sauerstoffgehalt so gering wie möglich gehalten wird und 
Zündvorgängen vorgebeugt ist,  

2. betriebsmäßig in die Aufstellräume austretendes Acetylen auf eine Mindestmenge beschränkt bleibt,  
3. Drücke oder Temperaturen nicht entstehen, bei denen Acetylen zerfallen kann, oder, falls dies nicht möglich ist, 

die Anlagen den Beanspruchungen sicher widerstehen, die bei einem Acetylenzerfall auftreten können,  
4. die Anlagen von ausreichenden Schutzzonen umgeben sind,  
5. die Räume, die ausschließlich zur Aufstellung von Acetylenanlagen dienen, und die Schutzzonen von Zündquellen 

jeder Art freigehalten werden,  
6. die erforderlichen Sicherheitseinrichtungen funktionssicher sind.  

1.2 Die Werkstoffe von Acetylenanlagen müssen den zu erwartenden Beanspruchungen sicher widerstehen und so 
beschaffen sein, daß sie mit Acetylen, mit Rückständen von Calciumcarbid oder mit Lösemittel aus Acetylenflaschen nicht 
gefährlich reagieren können, sofern sie betriebsmäßig mit diesen Stoffen in Berührung kommen.  

1.3 Bauliche Anlagen, die zu Acetylenanlagen gehören, müssen den Anforderungen des Bauaufsichtsrecht entsprechen.  

1.4 Räume, die ausschließlich zur Aufstellung von Acetylenanlagen dienen, dürfen sieh nicht unter anderen Räumen 
befinden; sie müssen so beschaffen sein, daß  

1. auftretende Acetylenluft-Gemische schnell beseitigt werden,  
2. austretendes Acetylen nicht in anlagenfremde Räume gelangen kann,  
3. sie im Gefahrfall schnell verlassen werden können,  
4. Auswirkungen eines Brandes oder einer Explosion möglichst gering gehalten werden.  

1.5 Kalkschlammgruben müssen so angelegt und beschaffen sein, daß  

1. entweichendes Acetylen nicht in überdachte Räume gelangen kann,  
2. ihr Inhalt weder im Erdreich versickern noch in öffentliche Abwasseranlagen gelangen kann.  

2. Calciumcarbidlager  
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2.1 Calciumcarbid ist so zu lagern, daß es gegen Zutritt von Wasser geschützt ist. Es darf nicht mit brennbaren oder 
explosionsfähigen Stoffen oder Säuren zusammen gelagert werden.  

2.2 Calciumcarbidbehälter müssen von einer ausreichenden Schutzzone umgeben sein. Die Schutzzonen müssen von 
Zündquellen jeder Art freigehalten werden.  

2.3 Räume zur Lagerung von Calciumcarbid müssen den Anforderungen des Bauaufsichtsrechts entsprechen.  

2.4 Räume, in denen Calciumcarbid in Mengen von mehr als 5000 kg gelagert wird, dürfen nicht unter Räumen liegen, die 
dem nicht nur vorübergehenden Aufenthalt von Menschen dienen. Im übrigen gilt Nummer 1.4 2. Halbsatz entsprechend.  

2.5 Calciumcarbidbehälter dürfen im Freien nur in ausreichender Entfernung von Gebäuden gelagert werden.  

3. Erprobung von Acetylenanlagen  

3.1 Allgemeine Bestimmungen für die Durchführung der Erprobung  

Bei der Erprobung sind, soweit es die Bauart der Acetylenanlage ermöglicht, die für den Normalbetrieb geltenden 
Schutzvorschriften einzuhalten. Die für den Normalbetrieb vorgesehenen Sicherheitseinrichtungen sind in Funktion zu 
halten, soweit die notwendige Erprobung und die Bauart der Acetylenanlage dies ermöglichen. Bei der Erprobung sind 
Gefahrenbereich festzulegen, in denen sich nur die für die Durchführung der Erprobung erforderlichen Personen aufhalten 
dürfen.  

3.2 Programm  

Für die Erprobung ist ein schriftliches Programm aufzustellen. Darin sind die einzelnen Schritte und die dabei zu treffenden 
Maßnahmen so festzulegen, daß die mit der Erprobung verbundenen Risiken so gering wie möglich bleiben.  

3.3 Leitung der Erprobung  

Es ist eine erfahrene und fachkundige Person zu bestellen, die die Erprobung verantwortlich leitet und überwache, und die 
in der Lage ist, bei Unregelmäßigkeiten oder Betriebsstörungen unverzüglich die zur Abwehr von Gefahren erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen.  

3.4 Personal  

Mit den Erprobungsarbeiten dürfen nur Personen betraut werden, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, mit den ihnen 
zugewiesenen Aufgaben und den - insbesondere bei überbrückten oder ausgeschalteten Sicherheitseinrichtungen - 
erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen vertraut sind. Erfordert die Erprobungsarbeit ein besonderes Maß an 
Aufmerksamkeit, so ist die Einsatzzeit der damit beauftragten Person zu begrenzen.  

 
 


